
Uneinbringliche Kosten der ärztlichen Notfallbehandlung 
 
 
 
Uneinbringliche Kosten in der Praxis 
Die Ärzte sind gemäss § 32 Abs. 2 Gesundheitsgesetz Luzern (GesG) [SRL Nr. 800]  da-
zu verpflichtet, sich an einem Notfalldienst zu beteiligen. Die Kosten solcher ärztlichen 
Notfallbehandlungen sind primär vom Patienten1 zu bezahlen. Viele Patienten wollen oder 
können jedoch diese Kosten nicht begleichen. Kann der Patient diese Rechnung aus fi-
nanziellen Gründen nicht bezahlen, muss das unterstützungspflichtige Gemeinwesen die-
se Kosten übernehmen. Nachfolgend wird erläutert, welche Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, dass diese Kosten vom unterstützungspflichtigen Gemeinwesen übernommen 
werden und wie die Ärzte dabei vorzugehen haben. 
 
Die separate Leistungsvereinbarung betreffend Übernahme uneinbringlicher Honorare bei 
Notfallbehandlungen in der Stadt Luzern mit der Ärztegesellschaft der Stadt Luzern und 
Umgebung erlosch per 31.12.2014. 
 
Nachweis der Uneinbringlichkeit 
Die Kosten der Notfallbehandlung sind gemäss § 32 Abs. 4 GesG in erster Linie vom Pa-
tienten und in zweiter Linie vom unterstützungspflichtigen Gemeinwesen zu tragen. Vor-
behalten bleiben die Unterhalts- und Unterstützungspflichten der Angehörigen und der 
Verwandten. Die subsidiäre Leistungspflicht des unterstützungspflichtigen Gemeinwesens 
hat weder den Charakter einer Bevorschussung noch denjenigen einer Inkassohilfe. Sie 
kann grundsätzlich nur in Frage kommen, sofern erwiesen ist, dass der Patient diese Kos-
ten nicht bezahlen kann. Um die Leistungspflicht des unterstützungspflichtigen Gemein-
wesens auszulösen, muss der Arzt gegenüber dem Gemeinwesen (Sozialamt der Ge-
meinde) deshalb die Uneinbringlichkeit der Kosten der Notfallbehandlung nachweisen. Im 
Regelfall ist dieser Nachweis durch die Auflage eines Verlustscheins zu erbringen, der 
aus der fruchtlosen Betreibung der Notfallbehandlungskosten resultiert (§ 10 Abs. 2 Ver-
ordnung über die universitären Medizinalberufe [SRL Nr. 805]). Denn erst, wenn ein Ver-
lustschein vorliegt, besteht Gewissheit darüber, dass der Patient nicht bezahlen kann und 
er nicht bloss nicht gewillt ist, diese zu bezahlen. 
 
Auf das Erfordernis des Verlustscheins kann verzichtet werden, wenn a) der Patient wirt-
schaftliche Sozialhilfe bezieht oder b) die Betreibung als offensichtlich aussichtslos gilt. 
Als offensichtlich aussichtslos gilt eine Betreibung, wenn in den vorausgegangenen zwei 
Jahren gegenüber dem Patienten ein Verlustschein ausgestellt wurde (§ 10 Abs. 2 und 3 
Verordnung über die universitären Medizinalberufe). Da in diesen Fällen bereits erwiesen 
ist, dass der säumige Patient nicht bezahlen kann, würde hier ein Betreibungsverfahren 
keinen Sinn machen. 
 
 



 

Verfahren 
Grundsätzlich ist es Sache der Ärzte, die Uneinbringlichkeit zu belegen und den Anspruch 
auf subsidiäre Leistung beim unterstützungspflichtigen Gemeinwesen geltend zu machen. 
Ist ein Arzt deshalb der Ansicht, die Uneinbringlichkeit sei erwiesen, dann muss er beim 
Sozialamt des unterstützungspflichtigen Gemeinwesens gestützt auf § 32 Abs. 4 GesG 
ein Gesuch um Übernahme der Notfallbehandlungskosten einreichen. Eine Vorlage die-
ses Gesuchs kann auf der Homepage der Vereinigung der Zentralschweizer Ärztegesell-
schaften (http://www.aerzte-zs.ch) unter der Rubrik Kanton Luzern / Infos und Downloads 
kostenlos heruntergeladen werden. 
 
Wichtig ist, dass im Falle einer Verweigerung der Kostenübernahme des unterstützungs-
pflichtigen Gemeinwesens ein beschwerdefähiger Entscheid verlangt wird. Weigert sich 
das Sozialamt des unterstützungspflichtigen Gemeinwesens diese Kosten zu überneh-
men, muss dieser Entscheid mit Verwaltungsbeschwerde beim Gesundheits- und Sozial-
departement des Kantons Luzern angefochten werden.  
  
1„In diesem Text wird der Einfachheit halber nur die männliche Form verwendet. Die weibliche Form ist 
selbstverständlich immer mit eingeschlossen.“ 
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